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Beschlossen am:	{Datum}
Gültig ab:	{Datum}
Fraktionsanschrift:	AfD Fraktion im Stadtrat {Name}
{Straße Hs.-Nr.}
{PLZ Ort}



Fraktion im Stadtrat {Name}


Fraktionsgeschäftsstelle: AfD Fraktion im Stadtrat {Name}
{Straße Hs.-Nr.}
{PLZ Ort}

§ 1 Zweck und Rechtsstellung
1. Die Fraktion der Alternative für Deutschland (AfD) ist der Zusammenschluss von Stadträtinnen und Stadträten im Stadtrat {Stadt} zur gemeinsamen politischen Willens-bildung und zur abgestimmten Arbeit im Stadtrat, seinen Ausschüssen und Gremien.
2. Diese Geschäftsordnung regelt die interne Organisation, Entscheidungsfindung und Arbeitsweise der Fraktion.
3. Die Regelungen der Gemeindeordnung, der Geschäftsordnung des Stadtrats {Stadt} und einschlägige Satzungen bleiben unberührt.

§ 2 Mitgliedschaft
1. Mitglieder der Fraktion sind die dem Stadtrat {Stadt} angehörenden Mandatsträgerinnen und Mandatsträger der Alternative für Deutschland (AfD), sofern sie ihren Beitritt erklären, sowie nicht der Alternative für Deutschland angehörende Stadträte, die ihren Beitritt erklären. Der Beitritt erfolgt durch Beschluss der Fraktion über einen schriftlichen oder in Textform gestellten Beitrittsantrag gegenüber der/dem Fraktionsvorsitzenden.
2. Der Austritt ist jederzeit in Textform möglich und wird mit Zugang wirksam.
3. Gastteilnahmen (z. B. sachkundige Bürger, Referenten) können durch Einladung der Fraktionsführung oder Beschluss der Fraktion zugelassen werden.

§ 3 Organe der Fraktion
Organe der Fraktion sind:
a) die Fraktionsversammlung,
b) der Fraktionsvorstand.





§ 4 Fraktionsversammlung – Zuständigkeiten
1. Die Fraktionsversammlung ist das höchste Beschlussorgan.
2. Sie entscheidet insbesondere über:
· Grundsatzfragen der Fraktionspolitik im Stadtrat,
· Benennung/Abberufung von Fraktionsvorsitz, Stellvertretungen und ggf. Geschäftsführung,
· Benennung/Wechsel von Ausschuss-, Gremien- und Aufsichtsratsmitgliedern (soweit fraktionsintern zu entscheiden),
· Haushalt/Finanzen der Fraktion, Verwendung von Fraktionsmitteln,
· Presse- und Öffentlichkeitsgrundsätze,
· Satzungs-/GO-Änderungen, Kooperations-/Zielvereinbarungen,
· Aufnahme von Gästen mit Dauerstatus (z. B. sachkundige Bürger in Arbeitskreisen),
· Maßnahmen nach §§ 15–16 (Konflikte/Verstöße), soweit vorgesehen.
§ 5 Fraktionsvorstand – Zusammensetzung und Aufgaben
1. Der Fraktionsvorstand besteht aus:
· der/dem Fraktionsvorsitzenden,
· einer/m stellvertretenden Vorsitzenden,
· optional: Fraktionsgeschäftsführer/in und/oder Schriftführer/in (kann personenidentisch sein).
2. Aufgaben des Vorstands:
· Vorbereitung und Leitung der Fraktionsarbeit,
· Einberufung und Tagesordnung der Fraktionssitzungen,
· Koordination der Ausschuss-/Gremienarbeit,
· Vertretung der Fraktion nach außen (vgl. § 12),
· laufende Finanzverwaltung nach § 13,
· Sicherstellung der Dokumentation nach § 10.
§ 6 Wahl, Amtszeit, Abberufung
1. Der Vorstand wird von der Fraktionsversammlung in geheimer Abstimmung gewählt, sofern nicht einstimmig offene Wahl beschlossen wird.
2. Amtszeit: Die Amtszeit erstreckt sich über die Hälfte der Wahlperiode. Eine Wiederwahl ist zulässig.
3.  Eine Abberufung ist mit 2/3-Mehrheit möglich. Ein entsprechender   
     Tagesordnungspunkt muss mindestens sieben Tage vorher gegenüber
    dem Fraktionsvorsitzenden in Schriftform angekündigt werden. 

§ 7 Fraktionssitzungen – Einberufung, Rhythmus, Form
1. Ordentliche Fraktionssitzungen finden in der Regel 14-tägig statt, mindestens jedoch vor jeder Stadtrats- oder Ausschusssitzung.
2. Einberufung durch die/den Vorsitzenden mit 3 Tagen Frist; in Eilfällen verkürzt möglich.
3. Sitzungen können in Präsenz, hybrid oder digital stattfinden, sofern Vertraulichkeit gewährleistet ist.

§ 8 Tagesordnung und Anträge
1. Die/der Vorsitzende stellt die Tagesordnung auf.
2. Jedes Fraktionsmitglied kann bis 72 Stunden vor Sitzungsbeginn Punkte anmelden.
3. Dringlichkeitsanträge können zu Beginn der Sitzung mit einfacher Mehrheit auf die Tagesordnung gesetzt werden.
§ 9 Beschlussfähigkeit
1. Die Fraktion ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde und mindestens 50% der Mitglieder anwesend (bzw. zugeschaltet) sind.
2. Wird die Beschlussfähigkeit nicht erreicht, kann eine Folgesitzung mit gleicher Tages-ordnung einberufen werden; diese ist beschlussfähig, wenn mindestens 50% der Mitglieder teilnehmen.
§ 10 Leitung, Protokoll und Dokumentation
1. Die Sitzung leitet die/der Vorsitzende, bei Verhinderung eine Stellvertretung.
2. Über jede Sitzung wird ein Ergebnisprotokoll geführt (Beschlüsse, Abstimmungen, Aufträge).
3. Protokolle werden den Mitgliedern in Textform zugeleitet und gelten als genehmigt, wenn binnen 7 Tagen keine Einwände eingehen. Einwände sind in Textform an den Fraktionsvorsitzenden zu erheben. 

§ 11 Abstimmungen und Mehrheiten
1. Beschlüsse werden grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit diese GO nichts anderes bestimmt.
2. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Fraktionsvorsitzenden.
3. Auf Antrag eines Mitglieds kann eine geheime Abstimmung beschlossen werden. Für diesen gilt die Mehrheitserfordernis des § 11 Nr. 1 dieser Satzung.

§ 12 Umlaufbeschlüsse (Eilentscheidungen)
1. In dringenden Fällen können Beschlüsse im Umlaufverfahren (E-Mail/Chat/Abstimmungstool) gefasst werden.
2. Voraussetzung: Alle Mitglieder erhalten den Beschlussvorschlag mit Begründung und Frist von 24 Stunden. In dringenden Eilangelegenheiten innerhalb von 8 Stunden. Dringende Eilangelegenheiten sind solche, die eine Entscheidung innerhalb von 24 Stunden notwendig machen. 
3. Umlaufbeschlüsse benötigen eine einfache Mehrheit der abgegebenen Rückmeldungen.
4. Umlaufbeschlüsse sind in der nächsten Fraktionssitzung zu bestätigen und zu protokollieren.

§ 13 Ausschüsse, Gremien, Beauftragungen
1. Die Fraktion benennt ihre Vertreterinnen und Vertreter für Ausschüsse, Arbeitsgruppen, Beiräte und sonstige Gremien fraktionsintern durch Beschluss.
2. Gremienmitglieder berichten regelmäßig in der Fraktion und bringen relevante Vorlagen frühzeitig ein.
3. Die Fraktion kann die Sprecher/Beauftragte für den Rechnungsprüfungsausschuss, den Verwaltungssenat, den Finanzsenat, den Senat für Stadt- und Verkehrsplanung sowie Bau-wesen, den Senat für Klimaschutz, den Senat für Mobilität und Energie, den Kultur- und Schulsenat, den Jugendhilfesenat, den Betriebssenat „{Stadt} Marketing“, den Sozialsenat, den Feriensenat, den Seniorenbeirat, den Aufsichtsrat {Stadt} Stadt und Land aktiv GmbH, den Verwaltungsrat KU CEB, den Sportbeirat, den ÖPNV-Beirat und den Beirat der Zukunft.{Stadt}. Digital GmbH bestimmen.

§ 14 Fraktionsdisziplin und Abstimmungsverhalten (Arbeitsgrundsatz)
1. Ziel ist ein abgestimmtes Auftreten. Vor wichtigen Abstimmungen soll eine fraktionsinterne Klärung erfolgen.
2. Gewissensentscheidungen bleiben unberührt. Abweichungen von Fraktionsbeschlüssen sollen vorab angezeigt und begründet werden, soweit dies möglich ist.
3. Die Fraktion kann bei abweichendem Abstimmungsverhalten eine interne Aussprache beschließen.
§ 15 Vertraulichkeit und Umgang mit Informationen
1. Interne Beratungen, Entwürfe, Strategien und nicht-öffentliche Vorlagen werden vertraulich behandelt.
2. Die Weitergabe an Dritte ist nur zulässig, wenn:
· die Informationen öffentlich sind oder
· die Fraktion dies beschließt oder
· eine gesetzliche Pflicht besteht.
3. Bei digitalen Sitzungen sind geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Vertraulichkeit der Sitzung zu treffen (bspw. nichtöffentliche Umgebung, keine Mitschnitte ohne Beschluss).

§ 16 Öffentlichkeitsarbeit und Sprecherregelung
1. Offizielle Stellungnahmen im Namen der Fraktion geben ab:
· die/der Fraktionsvorsitzende,
· eine benannte Stellvertretung,
· oder eine durch Beschluss beauftragte Person (z. B. thematische Sprecher).
2. Pressemitteilungen/Posts mit Fraktionsbezug sollen vor Veröffentlichung mindestens vom Fraktionsvorsitzenden und einem Vorstandsmitglied freigegeben werden
(Eilfälle ausgenommen). Eilfälle sind solche, die eine Reaktion innerhalb von 24h erforderlich machen.
3. Abweichende persönliche Meinungen sind als solche kenntlich zu machen.

§ 17 Finanzen und Sachmittel
1. Die Fraktion verwaltet Fraktionsmittel und Sachleistungen (z. B. Geschäftsstelle) zweckgebunden und nach den geltenden städtischen Regelungen.
2. Verantwortlich für die laufende Bewirtschaftung ist die/der Vorsitzende oder die/der Geschäftsführer/in; Auszahlungen/Verträge nach dem Vier-Augen-Prinzip mit zwei Unterschriften / Freigaben].
3. Es wird ein jährlicher Finanzplan erstellt; wesentliche Ausgaben über [Betrag, z. B. 500 €] bedürfen eines Fraktionsbeschlusses.

§ 18 Mitarbeiter, Sachkundige, externe Unterstützung
1. Fraktionsmitarbeiter handeln weisungsgebunden im Rahmen der Beschlüsse.
2. Externe Dienstleistungen (z. B. Rechtsberatung, Layout, Presse) können nach § 17 beauftragt werden.
3. Sachkundige Bürger/Experten können zu einzelnen Punkten eingeladen werden; über dauerhafte Einbindung entscheidet die Fraktion.
§ 19 Konfliktlösung (intern)
1. Konflikte sollen zunächst im vertraulichen Gespräch zwischen den Beteiligten und der Fraktionsführung geklärt werden.
2. Scheitert dies, kann die Fraktionsversammlung eine Moderation/Schlichtung durch ein internes Gremium oder einen externen Mediator beschließen.
§ 20 Verstöße gegen diese Geschäftsordnung
1. Bei erheblichen Verstößen (z. B. grobe Verletzung der Vertraulichkeit) kann die Fraktionsversammlung Maßnahmen beschließen, z. B.:
· förmliche Rüge,
· Entzug von Sprecherfunktionen,
· Empfehlung zum Rücktritt aus Beauftragungen,
· in schwerwiegenden Fällen: Feststellung, dass eine Zusammenarbeit nicht mehr möglich ist (bis hin zum Ausschluss von der Fraktion, soweit rechtlich/fraktionsintern vorgesehen).
2. Betroffene sind vorher anzuhören. Sanktionsmaßnahmen benötigen eine einfache Mehrheit, Ausschlüsse benötigen eine 2/3 Mehrheit. 

§ 21 Änderungen der Geschäftsordnung
Änderungen dieser GO bedürfen einer 2/3-Mehrheit der Mitglieder der Fraktion; sie sind als Tagesordnungspunkt anzukündigen.

§ 22 Inkrafttreten
Diese Geschäftsordnung tritt am [Datum] in Kraft. Frühere Regelungen treten außer Kraft.


Datum:	{Stadt}, den Unterschriften
	 (Fraktionsvorsitz)

	 (Stellv. Vorsitz)

	 (Fraktionsmitglied)

	 (Fraktionsmitglied)

	 (Fraktionsmitglied)





Anlage 1 – Aufgabenverteilung (Sprecher/Beauftragte je Thema)

Ziel: Klare Zuständigkeiten, kurze Wege, saubere Vorbereitung von Anträgen/Redebeiträgen, verlässliche Berichtswege aus Ausschüssen/Gremien.

1. Grundstruktur
· Fraktionsvorsitz: Gesamtkoordination, strategische Linien, Vertretung nach außen, Terminsteuerung.
· Stv. Fraktionsvorsitzende/r: (Organisation/Parlamentarisch): Sitzungsmanagement, Tagesordnung, Beschlusscontrolling, interne Abläufe, Thematische Koordination, Antragsplanung, Programmarbeit, Qualitätssicherung.
· Fraktionsgeschäftsführung (optional): Protokolle, Beschlussliste, Ablage, Budget/Belege, Fristenmonitoring.
2. Thematische Sprecher / Beauftragte
Bei der folgenden Aufzählung handelt es sich um Beispiele. Die Fraktion hat jeweils anhand der personellen Ressourcen sowie der Gegebenheiten in der Kommune die Sprecher zu bestimmen. Die thematischen Sprecher können jederzeit durch einfache Mehrheit geändert werden.  
1. Haushalt & Finanzen / Controlling
· Zuständig: Haushaltsberatungen, Stellenplan, Investitionsprogramm, Beteiligungsberichte.
· Vorbereitung: „Haushaltsbriefing“ vor Sitzungen, Änderungsanträge, Sperrvermerke, Prioritätenliste.
2. Bauen, Stadtentwicklung, Verkehr, Infrastruktur
· Zuständig: Bebauungspläne, Bauleitplanung, Straßen/Brücken, ÖPNV, Parkraum, Radverkehr.
· Vorbereitung: Stellungnahmen zu Vorlagen, Vorschläge zu Beschleunigung und Entbürokratisierung.
3. Wohnen & Liegenschaften
· Zuständig: Wohnraumförderung, städtische Flächen, Grundstückspolitik, Miet-/Belegungsfragen (soweit städtisch).
· Vorbereitung: Konzeptpapiere, Prüfanträge, Kennzahlenmonitoring (Wohnungsbestand, Leerstand, Verfahren).
4. Wirtschaft, Innenstadt, Tourismus, Stadtmarketing
· Zuständig: Standortpolitik, Gewerbeflächen, Einzelhandel, Leerstände, Events (städtisch), Tourismusstrategie.
· Vorbereitung: Maßnahmenkatalog „Innenstadt“, Dialog mit Akteuren (IHK, Händler, Gastronomie).


5. Sicherheit, Ordnung, Feuerwehr, Katastrophenschutz
· Zuständig: Sicherheitslage, Prävention, Ordnungsthemen, Feuerwehrbedarfsplan, Ausstattung/Beschaffung.
· Vorbereitung: Lagebriefing, Anträge zu Ausstattung/Personal/Prävention, Schnittstelle zu Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS).
6. Soziales, Familie, Senioren, Inklusion
· Zuständig: soziale Infrastruktur, Unterstützungssysteme, Barrierefreiheit, Seniorenkonzepte.
· Vorbereitung: Prüfaufträge, Verbesserungen bei Angeboten/Erreichbarkeit, Wirkungskontrolle.
7. Bildung, Kita, Schule, Jugend
· Zuständig: Kita-Ausbau, Ganztag, Schulentwicklung, Jugendangebote, Kooperationen.
· Vorbereitung: Kapazitätsüberwachung, Prioritätenliste Investitionen, Qualitätsindikatoren.
8. Kultur, Sport, Vereine, Ehrenamt
· Zuständig: Sportstätten, Kulturförderung, Vereinsdialog, Veranstaltungsförderung (soweit städtisch).
· Vorbereitung: Förderleitlinien-Vorschläge, Transparenz bei Vergabe, Bedarfslisten.
9. Umwelt, Klima, Energie, Stadtgrün
· Zuständig: Energieprojekte, kommunales Klimamanagement, Grünflächen, Wasser/Hitze.
· Vorbereitung: Kosten-Nutzen-Checks, Fördermittelüberwachung, praxistaugliche Maßnahmenlisten.
10. Digitalisierung, Bürger-Service, Verwaltung/Organisation
· Zuständig: Online-Dienste, Prozessvereinfachung, Transparenz, E-Government, Bürgerbeteiligung.
· Vorbereitung: „Service-Check“-Anträge, Liste der Leistungskennzahlen (KPI-Liste) (Bearbeitungszeiten, digitale Anträge, Zufriedenheit).

11. Gesundheit, Pflege, Versorgung (kommunal geprägt)
· Zuständig: kommunale Versorgungslagen, Zusammenarbeit mit Trägern, Prävention (kommunale Programme).
· Vorbereitung: Netzwerkrunden, Lagebilder, Initiativen zur Erreichbarkeit.

12. Presse & Öffentlichkeitsarbeit / Soziale Medien
· Zuständig: Pressemitteilungen, Kanäle, Spezifische Wortwahl (Wording), Grafikbriefings, Kampagnenplanung.
· Vorbereitung: Redaktionsplan, Freigabeprozess (Anlage 2), Medienverteiler.


3. Rollenbeschreibung (für jede Sprecherrolle gleich)
· Aufgaben: Themenmonitoring, Vorlagenprüfung, Fraktionsbriefings, Entwurf von Anträgen/Änderungsanträgen.
· Berichtspflicht: Kurzbericht in jeder Fraktionssitzung, wenn Thema auf Agenda ist; sonst monatliches Update.
· Vertretung: Jede Sprecherrolle hat, soweit es die Fraktion nicht personell überfordert, eine Stellvertretung.
· Ablage: Alle Unterlagen in der Fraktionsablage nach Anlage 2.

4. Besetzungsblatt
Bei der folgenden Aufzählung handelt es sich um Beispiele. Die Fraktion hat jeweils anhand der personellen Ressourcen sowie der Gegebenheiten in der Kommune die Besetzung zu bestimmen. Die Besetzung kann jederzeit durch einfache Mehrheit geändert werden.  
· Rechnungsprüfungsausschuss
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Verwaltungssenat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Finanzsenat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Senat für Stadt- und Verkehrsplanung sowie Bauwesen Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Senat für Klimaschutz
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Senat für Mobilität und Energie
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 

· Kultur- und Schulsenat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Jugendhilfesenat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Betriebssenat „{Stadt} Marketing“
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 


· Sozialsenat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Feriensenat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Aufsichtsrat Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Verwaltungsrat 
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Sportbeirat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 
· Seniorenbeirat
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	 

· ÖPNV-Beirat bestimmen.
Beauftragte/r:		 stellv. Beauftragter: 	


Anlage 2 – Kommunikationsregeln (Chat-Gruppen, Reaktionszeiten, Freigabeprozesse)

Ziel: Schnelle Abstimmung ohne Informationschaos, klare Freigaben, sichere Behandlung nichtöffentlicher Inhalte.
1. Grundprinzipien
1. Ein Kanal – eine Funktion: Jede Gruppe hat klare Zwecke, sonst Auslagerung.
2. Nichtöffentlich bleibt nichtöffentlich: Keine Weiterleitung von nichtöffentlichen Vorlagen/Infos an Dritte.
3. Beschlüsse sind nachvollziehbar: Beschlüsse immer zusätzlich im Protokoll
„Beschlussliste“ dokumentieren.
4. Ton & Respekt: Kritik sachlich, keine internen Debatten nach außen.
5. Sicherheit: Möglichst sollte eine Sicherheit der Kommunikation gewährleistet sein. E-Mails können mit Programmen wie Pretty Good Privacy verschlüsselt werden, Endgeräte sollten zugangsgesichert sein (etwa eine Verschlüsselung der Fraktionsgeräte), statt WhatsApp- oder Telegram wären eventuell Messengerdienste wie Threema zu bevorzugen. 
2. Gruppenstruktur
A) „Fraktion – Intern (Allgemein)“
· Für: Infos, Terminabsprachen, kurze Abstimmungen.
· Keine langen Debatten, keine sensiblen Dokumente im Volltext (Link/Ablage nutzen).
B) „Vorstand/Leitung“
· Tagesordnung, Krisenkommunikation, Eilentscheidungen, Sprecherkoordination.
C) „Presse/Öffentlichkeitsarbeit“
· Für: Entwürfe Posts/PMs, Freigaben, Redaktionsplan.
D) „Sprechergruppen“
· Für: Detailarbeit, Dokumente, Vorbereitung.
E) „Eilfälle / Abstimmung“
· Für: Umlaufbeschlüsse mit klarer Frist und Ja/Nein-Logik.
3. Reaktionszeiten (pragmatische Standards)
· Normal: Antwort innerhalb von 24 Stunden (werktags).
· Eilig (kennzeichnen mit „EIL“): Antwort innerhalb von 8 Stunden (sofern erreichbar).
· Sitzungstag Stadtrat/Ausschuss: Reaktionsfenster bis 2 Stunden vor Sitzungsbeginn für letzte Abstimmungen.
· Abwesenheit: Wer länger als 48 Stunden nicht erreichbar ist, setzt kurz „abwesend bis…“.


4. Kennzeichnungssystem (einheitliche Betreffzeile im Chat)
· INFO: Nur zur Kenntnisnahme
· TO DO: Aufgabe mit Frist
· EIL: Dringend, kurze Frist
· FREIGABE: Entwurf zur Freigabe
· BESCHLUSS: Abstimmung erforderlich
· NICHTÖFFENTLICH: Sensibler Inhalt (nur Link in geschützter Ablage)

5. Dokumentenablage & Versionierung
· Dokumente liegen in einer Fraktionsablage (Cloud/Server). Chat enthält nur Links.
· Dateinamen-Standard: JAHR-MONAT-TAG_Thema_Typ_Vx
(z. B. 2026-03-01_Haushalt_Aenderungsantrag_V2)
· Nur eine „final“ Version: Endstände mit _FINAL markieren.
6. Freigabeprozesse (Standard)
A) Pressemitteilungen / Statements
1. Entwurf durch Öffentlichkeitsarbeit oder zuständige/n Sprecher/in.
2. Fachliche Überprüfung: zuständige/r Sprecher/in (Inhalt)
3. Freigabe: Fraktionsvorsitz + 1 Vorstandsmitglied (Vier-Augen-Prinzip).
4. Veröffentlichung durch benannte Person.
B) Social-Media-Posts
· Normal: Freigabe wie oben.
· Eilfälle: Vorsitz oder Stv. Vorsitz kann freigeben; nachträgliche Information an Vorstand.
C) Anträge/Änderungsanträge
1. Entwurf Sprecher/in → Ablage + Chat „FREIGABE“
2. Kurzfeedbackrunde (Frist: z. B. 24h oder bis Sitzung)
3. Beschluss in Fraktionssitzung oder Umlaufbeschluss
4. Einreichung über definierte Stelle (Vorsitz/Geschäftsführung)
D) Interviewanfragen
· Standardantworten: durch Öffentlichkeitsarbeit + Vorsitz
· Spontan: Rücksprache im Vorstand, wenn politisch sensibel.

7. Umgang mit Konflikten im Chat
· Keine Grundsatzdebatten in der großen Gruppe.
· Bei Streit: „Stopp – in Sitzung/1:1 klären“.
· Vorsitz moderiert; Notfalls Verweis auf Anlage 3 (Verhaltenskodex).



Anlage 3 – Verhaltenskodex (Einladungen, Spesen, Nebentätigkeiten)

Ziel: Integrität, Nachvollziehbarkeit und Schutz der Fraktion und jedes Einzelnen vor Vorwürfen oder formalen Risiken.

1. Grundsätze
1. Unabhängigkeit: Entscheidungen erfolgen ausschließlich nach Sachlage und Gemeinwohlauftrag. 
2. Transparenz intern: Zuwendungen, Einladungen und relevante Kontakte werden intern offengelegt.
3. Rechtskonformität: Einhaltung kommunalrechtlicher Vorgaben, städtischer Richtlinien, straf-/dienstrechtlicher Regeln.
4. Trennung von Amt und Privatem: Keine Vermischung von privaten/geschäftlichen Interessen mit Mandatsausübung.
2. Einladungen, Geschenke, Vorteile
1. Grundregel: Keine Annahme, wenn auch nur der Eindruck entstehen kann, dass eine Gegenleistung erwartet wird.
2. Geringwertige Aufmerksamkeiten (z. B. Werbekugelschreiber): unkritisch, sofern üblich und ohne Bezug zu konkreten Entscheidungen.
3. Einladungen (Essen, Veranstaltungen):
· Zulässig nur, wenn angemessen, klarer Sachbezug (z. B. offizieller Termin), keine Erwartungshaltung.
· Bei Zweifel: vorher Rücksprache mit Fraktionsvorsitz/Compliance-Beauftragtem.
4. Nicht zulässig:
· hochpreisige Tickets, Reisen, Hotelübernachtungen, großzügige Bewirtung ohne offiziellen Rahmen,
· Einladungen von Unternehmen/Personen, die gerade konkrete Vorhaben oder Genehmigungen/Verträge mit der Stadt verfolgen.
Dokumentationspflicht (intern):
· Alle Einladungen/Vorteile ab [z. B. 25 €] oder bei politischer Relevanz werden
im Transparenzlog dokumentiert: Datum, Einladender, Anlass, geschätzter Wert, Entscheidung (angenommen/abgelehnt).

3. Spesen, Reisekosten, Aufwandsentschädigungen
1. Belegprinzip: Erstattung nur mit Beleg, Zweck, Datum, Teilnehmer/Anlass.
2. Angemessenheit: Economy/2. Klasse, übliche Bewirtung, keine „Upgrades“ ohne Begründung.
3. Vier-Augen-Prinzip: Erstattungen werden vom Fraktionsvorsitzenden vorbereitet und vom Fraktionsvorsitzenden und einem Mitglied der Fraktion freigegeben
4. Trennung privat/mandatsbezogen: Private Kosten sind strikt getrennt; gemischte Rechnungen müssen eindeutig aufgeteilt werden.





Stadtrat zu Coburg


4. Nebentätigkeiten, Interessen, Befangenheit
1. Offenlegung intern: Fraktionsmitglieder melden dem Vorstand:
· relevante Nebentätigkeiten, Unternehmensbeteiligungen, Vereins-/Vorstandsämter,
· laufende Vertragsbeziehungen zur Stadt/zu städtischen Beteiligungen (wenn vorhanden).
2. Befangenheit: Wer persönlich/geschäftlich unmittelbar betroffen ist, zeigt dies frühzeitig an und beteiligt sich nicht an internen Beschlüssen/Verhandlungen zu diesem Punkt (und beachtet die Regeln der Geschäftsordnung im Stadtrat).
3. Lobbykontakte: Gespräche mit Interessenträgern sind zulässig, aber:
· möglichst zu zweit oder dokumentiert,
· Inhalte/Anliegen kurz intern festhalten, wenn sie entscheidungsrelevant sind.
4. Besondere Umsicht ist bei der Beschäftigung von Verwandten von Fraktionsmitgliedern zu wahren. Diese ist nicht generell unzulässig und kann begründet sein (Parteimitgliedschaft, besondere Expertise etc.). Jedoch sollte stets eine Begründetheit im Einzelfall geprüft werden und Verwandtenbeschäftigungen die Ausnahme bleiben.
5. Umgang mit nichtöffentlichen Informationen
1. Nichtöffentliche Vorlagen, Vorabinformationen, personenbezogene Daten: streng vertraulich.
2. Keine Weitergabe, keine Veröffentlichung, keine Screenshots, keine Weiterleitungen.
3. Digitale Sicherheit: Geräte sperren, sichere Passwörter, kein Teilen in privaten Gruppen, keine Cloud-Synchronisation in private Accounts.
6. Soziale Medien & öffentliche Auftritte
1. Wer „für die Fraktion“ spricht, nutzt abgestimmte Formulierungen und beachtet die entsprechenden Freigaben (Anlage 2).
2. Persönliche Meinungen sind als solche erkennbar zu machen, wenn Verwechslung möglich ist.
3. Keine Veröffentlichung interner Chats, nichtöffentlicher Inhalte oder personenbezogener Daten.


7. Auswahl/Beauftragung externer Dienstleister
1. Beauftragungen erfolgen transparent, dokumentiert, mit Angebot und entsprechender Leistungsbeschreibung.
2. Keine Vergabe an nahestehende Personen ohne Offenlegung und klare, nachvollziehbare Entscheidung.
8. Hinweisgebersystem (intern)
· Die Fraktion kann einen Compliance-Beauftragten ernennen.
· Jedes Mitglied kann mögliche Compliance-Risiken vertraulich an eine zu benennende Vertrauensperson melden.
· Ziel ist Prävention, nicht „Schuldzuweisung“. Klärung bevorzugt intern und frühzeitig.
9. Konsequenzen bei Verstößen
· Je nach Schwere: Gespräch, schriftliche Rüge, Entzug von Sprecherrollen, Empfehlung zum Rücktritt aus Beauftragungen, weitere Maßnahmen gemäß Fraktions-Geschäftsordnung.
	



Verschwiegenheitserklärung
für die Mitarbeit in der Fraktion der Alternative für Deutschland (AfD) im Stadtrat {Stadt} Stand: 22.02.2026 | Version: [V1.0]

Fraktion: Fraktion der Alternative für Deutschland (AfD) im Stadtrat {Stadt}
Vertreten durch: [Fraktionsvorsitzende/r] 	 Anschrift: [Adresse / Rathauspostfach]		 E-Mail: [E-Mail]		

Verpflichtete/r (Name): [Vorname Nachname] 	
Anschrift: [Adresse]		
E-Mail/Telefon: [Kontakt]		

Die nachfolgende Verschwiegenheitserklärung wird zwischen der Fraktion und der/dem Ver-pflichteten geschlossen.

§ 1 Zweck / Tätigkeit
Die/der Verpflichtete unterstützt die Fraktion im Rahmen folgender Tätigkeit(en): [z. B. Fraktionsgeschäftsstelle, Protokoll, Recherche, Öffentlichkeitsarbeit, Soziale Medien, fachliche Zuarbeit, Terminorganisation]. Dabei kann die/der Verpflichtete Zugang zu Informationen, Unterlagen und Kommunikationskanälen der Fraktion erhalten.

§ 2 Vertrauliche Informationen
Als „Vertrauliche Informationen“ gelten alle Informationen, die der/dem Verpflichteten im Zusammenhang mit der Fraktionsarbeit bekannt werden, insbesondere:
· nichtöffentliche Vorlagen und Unterlagen aus Stadtrat, Ausschüssen, Arbeitskreisen, Gremien und Aufsichtsräten;
· interne Beratungen, Strategien, Entwürfe, Abstimmungsverhalten, Beschlüsse und Protokolle der Fraktion;
· personenbezogene Daten (z. B. von Bürgern, Antragstellern, Mitarbeiter), Korrespondenzen, Beschwerden;
· Zugänge, Passwörter, Verteilerschlüssel, interne Ablagestrukturen, Chatverläufe;
· Informationen Dritter, die der Fraktion vertraulich überlassen wurden.
Vertrauliche Informationen sind unabhängig davon vertraulich, ob sie schriftlich, mündlich, elektronisch, bildlich oder in sonstiger Form übermittelt werden.


§ 3 Verschwiegenheitspflicht
Die/der Verpflichtete verpflichtet sich, vertrauliche Informationen strikt geheim zu halten und ausschließlich zur Erfüllung der in § 1 genannten Aufgaben zu verwenden.
Eine Weitergabe an Dritte ist untersagt, es sei denn:
· die Fraktion hat vorher ausdrücklich in Textform zugestimmt, oder
· die Information ist nachweislich bereits öffentlich bekannt, ohne dass dies auf einem Verstoß gegen diese Erklärung beruht, oder
· eine gesetzliche Verpflichtung zur Offenlegung besteht (in diesem Fall ist die Fraktion - soweit rechtlich zulässig - vorab zu informieren).

§ 4 Umgang mit Unterlagen, IT und Zugriffen
· Unterlagen und Dateien dürfen nur über die von der Fraktion freigegebenen Systeme (Ablage, Cloud, E-Mail, Tools) verarbeitet werden.
· Zugänge und Passwörter sind geheim zu halten; eine Weitergabe ist untersagt.
· Speicherung nichtöffentlicher Unterlagen auf privaten Geräten ist nur zulässig, wenn zwingend erforderlich und angemessene Schutzmaßnahmen bestehen (z. B. Gerätesperre, Verschlüsselung, getrennte Nutzerkonten).
· Fotos, Screenshots oder Mitschnitte (Audio/Video) von nichtöffentlichen Sitzungen oder Unterlagen sind untersagt, sofern nicht ausdrücklich von der Fraktion erlaubt.
· Verlust, Diebstahl von Geräten oder Datenpannen sind der Fraktion unverzüglich zu melden.
§ 5 Datenschutz
Soweit die/der Verpflichtete personenbezogene Daten verarbeitet, erfolgt dies ausschließlich im Auftrag der Fraktion und nur für den Zweck der Fraktionsarbeit. Es gelten die Grundsätze der Datenminimierung, Zweckbindung, Vertraulichkeit und sicheren Aufbewahrung.
· Personenbezogene Daten dürfen nicht ohne Freigabe veröffentlicht oder an Dritte weitergegeben werden.
§ 6 Öffentlichkeitsarbeit / Soziale Medien
· Öffentliche Äußerungen „für die Fraktion“ (z. B. Presse, Soziale Medien, Website) erfolgen nur nach den internen Freigaberegeln der Fraktion.
· Interne Inhalte (Sitzungen, Chats, Entwürfe, nichtöffentliche Vorlagen) dürfen nicht veröffentlicht oder sinngemäß nach außen getragen werden.
§ 7 Rückgabe, Löschung, Herausgabe
· Bei Beendigung der Tätigkeit oder auf Aufforderung gibt die/der Verpflichtete alle Unterlagen, Datenträger, Zugangsdaten und Arbeitsmittel der Fraktion unverzüglich zurück.
· Digitale Kopien sind vollständig zu löschen; auf Verlangen ist dies in Textform zu bestätigen.
· Die Verschwiegenheitspflicht bleibt auch nach Beendigung der Tätigkeit bestehen.
§ 8 Dauer
Diese Erklärung gilt ab Unterzeichnung und zeitlich unbefristet, mindestens jedoch bis vertrauliche Informationen rechtmäßig öffentlich geworden sind oder die Fraktion schriftlich entbindet.


§ 9 Vertragsstrafe / Schadensersatz (Auswahl)
Bitte ankreuzen (eine Option):
· Option A (ohne Vertragsstrafe): Bei schuldhaftem Verstoß können Schadensersatzansprüche nach den gesetzlichen Vorschriften geltend gemacht werden.
· Option B (mit Vertragsstrafe): Bei schuldhaftem Verstoß wird eine Vertragsstrafe in Höhe von [z. B. 1.000 EUR / 2.500 EUR] je Verstoß fällig; die Geltendmachung eines höheren nachweisbaren Schadens bleibt unberührt.
· Bei Verstößen kann die Fraktion die Zusammenarbeit mit sofortiger Wirkung beenden und Zugänge sperren.
§ 10 Schlussbestimmungen
· Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Textform.
Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmung tritt eine Regelung, die dem Zweck am nächsten kommt.

• Gerichtsstand (optional): {Stadt}, soweit zulässig.



{Stadt}, den		

Für die Fraktion
[Fraktionsvorsitzende/r] 	



Verpflichtete/r
[Vorname Nachname]		



Datenschutz-Unterweisung
für Mitarbeiter und Unterstützende der Fraktion der Alternative für Deutschland (AfD) im Stadtrat zu {Stadt}
Stand: 22.02.2026 | Version: [V1.0]


Fraktion: Fraktion der Alternative für Deutschland (AfD) im Stadtrat {Stadt} Ansprechpartner/in Datenschutz (intern): [Name, Kontakt]	
Technischer Ansprechpartner (IT/Tools): [Name, Kontakt]	


Diese Unterweisung fasst die wichtigsten Regeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten und nichtöffentlichen Informationen in der Fraktionsarbeit zusammen.
Sie ersetzt keine Rechtsberatung, ist aber als verbindliche interne Arbeitsanweisung gedacht.
1. Was sind personenbezogene Daten?
Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen (z. B. Name, Anschrift, Kontaktdaten, Fotos, Anliegen, Beschwerdeinhalte, Aktenzeichen in Verbindung mit Personen).
2. Grundregeln in der Fraktionsarbeit
· Zweckbindung: Daten nur verarbeiten, wenn es für eine konkrete Aufgabe der Fraktion erforderlich ist.
· Datenminimierung: So wenig Daten wie möglich, so viel wie nötig.
· Vertraulichkeit: Inhalte nichtöffentlicher Sitzungen und Unterlagen bleiben intern.
· Richtigkeit: Falsche Daten berichtigen, Unklarheiten nachfragen.
· Speicherbegrenzung: Daten löschen, wenn der Zweck erfüllt ist oder keine Aufbewahrungspflicht besteht.

3. Gebote und Verbote (praxisnah)
Gebote:
· Nutzen Sie ausschließlich freigegebene Kommunikationswege und die zentrale Fraktionsablage.
· Teilen Sie Dokumente als Link statt als Datei-Anhang im Chat, sofern möglich.
· Schützen Sie Geräte mit PIN/Passwort; aktivieren Sie automatische Sperre.
· Nutzen Sie aktuelle Updates und Virenschutz (sofern verfügbar).
· Prüfen Sie Empfängerlisten vor dem Versenden (E-Mail/Chat).


Verbote:
· Keine Weiterleitung von nichtöffentlichen Vorlagen, Protokollen, Chatverläufen oder personenbezogenen Daten an Dritte.
· Keine Veröffentlichung von Bürgeranliegen oder personenbezogenen Daten (auch nicht anonymisiert ohne Freigabe).
· Keine Screenshots oder Mitschnitte nichtöffentlicher Inhalte ohne ausdrückliche Erlaubnis.
· Keine Speicherung sensibler Unterlagen in privaten Cloud-Accounts oder auf ungesicherten Geräten.

4. Sichere Kommunikation und Ablage
· Zentrale Ablage: [Tool/Ordnerstruktur eintragen].
· E-Mail-Standard: [Adresse/Verteiler eintragen].
· Chat-Standard: [Gruppe/Tool eintragen].
· Passwortregeln: mindestens 12 Zeichen, keine Wiederverwendung, wo möglich 2-Faktor-Authentifizierung.
5. Umgang mit Bürgeranliegen
· Bürgerdaten nur aufnehmen, wenn es für die Bearbeitung des Anliegens erforderlich ist.
· Anliegen möglichst in der Fraktionsablage dokumentieren, nicht im privaten Postfach.
· Bei Weitergabe an Verwaltung/Institutionen: nur die erforderlichen Daten, nach vorheriger Information der betroffenen Person, sofern sinnvoll.

6. Datenpannen und Sicherheitsvorfälle
Eine Datenpanne kann z. B. sein: falscher Empfänger, verlorenes Gerät, unberechtigter Zugriff, versehentliche Veröffentlichung.

Vorgehen (sofort):
· 1) Ruhe bewahren und weitere Verbreitung stoppen (z. B. Nachricht zurückrufen, Link sperren).
· 2) Unverzüglich melden an: [Ansprechpartner/in Datenschutz] und [IT/Tools].
· 3) Notieren: Was ist passiert, wann, welche Daten, welche Personen könnten betroffen sein, welche Maßnahmen wurden ergriffen.


7. Betroffenenrechte (kurz)
Betroffene Personen können u. a. Auskunft, Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangen. Leiten Sie entsprechende Anfragen umgehend an die/den Ansprech-partner/in Datenschutz weiter und beantworten Sie solche Anfragen nicht „aus dem Bauch heraus“.

8. Checkliste (vor dem Versenden/Teilen)
· Habe ich einen legitimen Zweck und nur notwendige Daten?
· Sind die Empfänger korrekt und befugt?
· Ist das Dokument nichtöffentlich oder enthält es personenbezogene Daten? Falls ja: nur Link in die geschützte Ablage.
· Sind Passwörter/Links sicher und nicht öffentlich teilbar?
· Ist eine Freigabe nach internen Regeln erforderlich (Presse/Posts/Statements)?

9. Bestätigung der Unterweisung
Ich bestätige, dass ich die Datenschutz-Unterweisung erhalten, verstanden und die Regeln einzuhalten werde. Mir ist bekannt, dass Verstöße arbeitsrechtliche/vertragliche Konsequenzen haben können.

Name: [Vorname Nachname] Funktion/Tätigkeit: [z. B. Mitarbeit, Protokoll, ÖA]



Ort/Datum: 	




Unterschrift: 	

image1.png




image2.png




